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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Gestützt von 24 Mitunterzeichnenden reichte Pascale Bruderer (sp, AG) ein Postulat
ein, in dem der Bundesrat beauftragt werden sollte, Bericht über die Sozialhilfe zu
erstatten und dabei Transparenz zu schaffen in Bezug auf Kostenentwicklung und
Beauftragung privater Firmen. Im Fokus soll dabei die Situation in den Kantonen
stehen. Die Sozialdemokratin ortete in der damaligen öffentlichen Debatte ein
Ungleichgewicht in der Berichterstattung, die zudem von zweifelhaften Informationen
begleitet sei. Mit dem eingeforderten Bericht erhoffte sie sich eine Versachlichung der
Diskussion sowie eine Standortbestimmung, die gegebenenfalls auf einen
Handlungsbedarf hinweisen könnte. Der Bundesrat setzte sich für das Anliegen ein und
auch im Ständerat war das Postulat letztlich unbestritten; es wurde ohne lange
Diskussion überwiesen.
Ein sehr ähnliches Postulat (Po. 14.3892) wurde auch im Nationalrat von der
sozialdemokratischen Fraktion eingereicht. Es wurde auf Antrag der Regierung ebenfalls
angenommen. 1

POSTULAT
DATUM: 11.12.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im September 2017 legte der Bundesrat seinen Bericht vor, mit welchem dem Anliegen
aus zwei Postulaten aus dem Jahr 2014 Rechnung getragen wird. Darin ging es um eine
Kostenschätzung bezüglich der Sozialhilfe. So sollte der Bundesrat Transparenz
schaffen in Bezug auf Kostenentwicklung und Beauftragung privater Firmen. 
Bereits in seiner Vorstossantwort limitierte der Bundesrat die Ziele seines Berichtes auf
eine Auswertung von bestehenden Daten sowie auf einen Überblick in denjenigen
Bereichen, in denen solche Informationen nicht oder nur lückenhaft vorhanden sind.
Insofern konnte nicht mehr als eine Auslegeordnung erwartet werden. So wurde
eingangs des Berichts auch vermerkt, dass keine politischen Empfehlungen daraus
abzuleiten seien. 
Die Kostenentwicklung – der wohl am stärksten interessierende Faktor – konnte jedoch
genau wiedergegeben werden. Die Sozialhilfequote blieb zwischen 2005 und 2015 zwar
stabil, die Ausgaben der Sozialhilfe stiegen jedoch in diesem Zeitraum markant an: von
CHF 1.7 Mrd. auf CHF 2.6 Mrd. Das sei auf den Anstieg der Anzahl von Bezügerinnen und
Bezügern (plus 11.8%) zurückzuführen sowie auf die höheren Ausgaben, welche pro
Person angefallen seien. Hier wurde eine Zunahme um 33 Prozentpunkte festgestellt.
Dies wiederum wurde unter anderem mit gestiegenen Gesundheitskosten, höheren
Mietzinsen im Wohnungswesen sowie mit längeren Bezugsperioden begründet.
Während für einzelne Bereiche kaum eine Veränderung herbeigeführt werden könne,
dürften für andere kostenoptimierende Massnahmen infrage kommen, erklärte der
Bundesrat. Eine auf Bildung und Qualifikation ausgerichtete Präventionspolitik etwa
könne helfen. Weiter beurteilte die Regierung Investitionen in Rahmenbedingungen,
welche die soziale und berufliche Integration förderten, als erfolgversprechend.
Bezüglich der Entwicklung der Anzahl beauftragter Firmen könne gemäss Bericht nur
bedingt Auskunft gegeben werden, weil die verfügbaren Quelle nicht ausreichend seien.
Dargelegt wurde jedoch im Bericht, was unter dem Begriff «Sozialfirmen» zu verstehen
sei und welche Art von Aufträge diese entgegennähmen: Deren Aufträge würden aus
verschiedenen Bereichen erwachsen, wie der Sozialversicherungsgesetzgebung, der
Sozialhilfe und dem Kindesschutz. Umfassende Schlüsse bezüglich der Transparenz der
Tarife dieser Firmen – der eigentliche vom Bundesamt für Justiz erteilte Auftrag –
liessen sich aus der Analyse nicht ableiten. Dazu wäre eine schweizweite Untersuchung
nötig, hiess es vonseiten der Autoren der Evaluation. 2
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1) AB NR, 2014, S. 2355; AB SR, 2014, S. 1319 f.
2) Bericht Bundesrat vom 06.09.2017; Medienmitteilung BR vom 6.9.17; TA, 7.9.17; NZZ, 8.9.17
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